- Beschlusskammer 7 -

Beschluss

Az.: BK7-07-007

In dem Verwaltungsverfahren

wegen: Genehmigung der maRgeblichen Punkte nach Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO und
Ausnahme von den Veréffentlichungspflichten nach Art. 6 Abs. 5 FernleitungsVO

der Gaz de France Deutschland Transport GmbH, FriedrichstraBe 60, Atrium, 10117 Beriin,

gesetzlich vertreten durch die Geschéftsfuhrung,
Antragstellerin,

hat die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Prasidenten
Matthias Kurth, '

durch ihren Vorsitzenden Kurt Schmidt,
ihren Beisitzer Dr. Chris Mégelin
und ihren Beisitzer Christian Mielke

am 03.07.2008 beschlossen:
1. Der Antrag zu 1) wird zuriickgewiesen.

2. Der Antrag zu 2) wird abgelehnt.

Griinde

In dem vorliegenden Verwaltungsverfahren begehrt die Antragstellerin die Genehmigung der
maBgeblichen Punkte ihres Fernleitungsnetzes, zu denen Informationen zu veréffentlichen sind,
gemal Art. 6 Abs. 4 Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 28. September 2005 iiber die Bedingungen fiir den Zugang zu den Erdgasferniei-
tungsnetzen (,FernleitungsVO").

Die Antragstellerin begehrt dariiber hinaus fiir — ihres Fernleiturigsnetzes

die Genehmigung gemaR Art. 6 Abs. 5 FernleitungsVO, die Angaben zu monatlichen Héchst-
und Mindestkapazitatsauslastungsraten und zu jahrlichen durchschnittlichen Lastflissen von der
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Veréffentlichungspflicht auszunehmen, da andernfalls Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

R o't scicn.

Derzeit werden von der Antragstellerin zu allen genannten Punkten fiir das Jahr 2007 Angaben
zu monatlichen Hochst- und Mindestkapazititsauslastungsraten und zu jahrlichen durchschnittli-
chen Lastflissen veréffentlicht. FUr—werden dariiber hinaus
Angaben zu jahrlichen durchschnittlichen Lastflissen auch fiir die Jahre 2005 und 2006 und
Angaben zu monatlichen Héchst- und Mindestkapazitatsauslastungsraten auch fiir das Jahr
2006 und fur die Monate Oktober bis Dezember 2005 veréffentlicht.

Zur Begriindung ihres Antrages hat die Antragstellerin zwei Schreiben (| EEEEEGNGD

I - -~ i iesen Schveien QUMD
G V< rschiedene vertrauliche Daten nicht zu versffentti-

chen. Sofern an diesen Punkten weniger als drei Transportkunden Kapazititsinhaber seien,

solle die Antragstellerin einen entsprechenden Ausnahmeantrag bei der Bundesnetzagentur
stellen. —ﬁjr alle genannten Punkte die Nichtverdffentlichung
der Anzahl der Netznutzer, die an diesen Punkten Kapazitdten gebucht haben sowie die
Nichtveréffentlichung von historischen Lastflussdaten (Hochst-, Mindest- und durchschnittliche

Flusse). —erlaube eine Veréffentlichung dieser Daten anderen Markt-
teiinehmern D

Wl sci s Wettbewerbern méglich, durch Schétzung der Beschaffungskosten und der
Mindesttransportkosten Rickschlusse auf die Verkaufspreise | EEllJB Dics konnte zu

wettbewerblichen Nachteilen —

Die Antragstellerin beantragt daher,

1. die maBgeblichen Punkte ihres Fernleitungsnetzes, zu denen Informationen gemaf

Art. 6 Abs. 3 und 4 FernleitungsVO zu veréffentlichen sind, zu genehmigen; und

2. fur QR iic Angaben zu histori-

schen monatlichen Hoéchst- und Mindestkapazitatsauslastungsraten und zu jahrli-
chen durchschnittlichen Lastfliissen von der Veroffentlichungspflicht auszunehmen.

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 19.02.2007, eingegangen am 22.02.2007, die
Einleitung des Genehmigungsverfahrens beantragt. Im Juli 2007 hat die Bundesnetzagentur
eine Konsultation der Entscheidungsgrundsitze zu Antrdgen nach Art. 6 FernleitungsVO
durchgefiihrt und sowohl der Antragstellerin und anderen Netzbetreibern als auch Netznutzern
Gelegenheit zur Stellungnahme zu diesen Grundsitzen gegeben (vgl. ABl. BNetzA 14/2007 vom
18.07.2007, S. 3234). Die Antragstellerin hat zu den Grundsétzen nicht Stellung genommen.
Nach Auswertung aller eingegangenen Stellungnahmen hat die Bundesnetzagentur die Ent-
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scheidungsgrundsétze Uberarbeitet und im Dezember 2007 die Uberarbeitete Fassung der
Entscheidungsgrundséatze zusammen.mit.einer Zusammenfassung der eingegangenen Stel-
lungnahmen auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veréffentlicht. Mit Schreiben vom
19.12.2007 hat die Beschlusskammer der Antragstellerin die Entscheidungsgrundsétze und die
Zusammenfassung der Stellungnahmen tbersandt. Zugleich hat die Beschlusskammer sie zur
Ergénzung ihres Sachvortrages und zur Vorlage fehlender Nachweise, insbesondere zur
Vorlage eines Nachweises, dass der Markt Kenntnis von der konkreten Buchungssituation hat,
sofern Informationen zu dem entsprechenden Punkt bereits verdéffentlicht wurden, aufgefordert.
Mit Schreiben vom 16.01.2008, eingegangen am 18.01.2008, hat die Antragstellerin erganzende
Nachweise vorgelegt, ein Nachweis, dass der Markt Kenntnis von der konkreten Buchungssitua-

tion hat, wurde jedoch nicht vorgelegt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

Der Antrag zu 1) ist unzuldssig. Der Antrag zu 2) ist zulassig, jedoch unbegriindet.

1. Zustindigkeit

Die Zustdndigkeit der Bundesnetzagentur fur die vorliegende, auf Art. 6 FernleitungsVO
beruhende Entscheidung ergibt sich aus § 54 Abs. 1 Hs. 1 EnWG i.V.m. Art. 10 und Art. 6
Abs. 4 und 5 FernleitungsVO, die der Beschlusskammer aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

LA

2. Statthaftigkeit

Der Antrag zu 1) ist nicht statthaft. Netzbetreiber sind grundsétzlich ohne Vorliegen einer
vorherigen Genehmigung verpflichtet, Informationen fur alle maRgeblichen Punkte ihres
Fernleitungsnetzes nach Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO zu veréffentlichen. Diese Verpflichtung
zur Veroffentlichung ergibt sich unmittelbar aus Art. 6 Abs. 1 und 3 FernleitungsVO i.V.m. Ziff.
3.2 des Anhangs sowie § 20 GasNzV. Ziff. 3.2 des Anhangs der FernleitungsVO enthélt bereits
eine Aufstellung derjenigen Punkte, die mindestens als maBgebliche Punkte i.S.d. Art. 6 Abs. 4
FernleitungsVO einzuordnen sind. Nach § 20 GasNZV sind Netzbetreiber zudem ohne vorherige
Genehmigung verpflichtet, Informationen zu Gasnetzen zu veréffentlichen. Folglich ist ein
Genehmigungsverfahren nach Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO nur fur den Fall statthaft, dass ein
Abweichen von der Veréffentlichungsverpflichtung begehrt wird. Eine gegenteilige Auffassung
wurde dazu fuhren, dass vor einer Genehmigung nach Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO keinerlei
Informationen Gber die betreffenden Punke (einschlieBlich der Punkte selbst) zu veréffentlichen

waéren, obwohl die Nichtveréffentlichung einzelner Informationen nach Art. 6 Abs. 5 Fernlei-
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tungsVO die Ausnahme darstelit. Damit wiirde das Ziel der Fernleitungsverordnung, fur mehr
Transparenz zu sorgen, geradezu ins Gegenteil verkehrt. Der Antrag zu 1) auf Genehmigung
der maBgeblichen Punkte geméaR Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO ist demzufolge unzulassig.

Der Antrag zu 2) ist statthaft. Rechtsgrundlage fiir eine Genehmigung zur Einschrankung der
Veréffentlichungen ist Art. 6A Abs. 5 FernleitungsVO. Dieser sieht vor, dass ein Fernleitungsnetz-
betreiber die zusténdigen Behérden ersucht, die Einschréankung der Veréffentlichung fur die
betreffenden Punkte zu genehmigen, wenn er der Ansicht ist, aus Griinden der Vertraulichkeit
zur Veréffentlichung aller erforderlichen Daten nicht berechtigt zu sein. GemaR Art. 6 Abs. 5
UAbs. 2 FernleitungsVO erteilen oder verweigern die zustindigen Behorden die Genehmigung
auf Einzelfallbasis, wobei sie insbesondere der Notwendigkeit des legitimen Schutzes von
Geschéftsgeheimnissen und dem Ziel der Schaffung eines wettbewerbsoffenen Erdgasbinnen-

markts Rechnung tragen.

3. Formelle Anforderungen

Die Marktteilnehmer wurden angehort. Vor den Entscheidungen nach Art. 6 FernleitungsVO sind
die Netznutzer zu dem Entwurf der Entscheidungsgrundsétze zu Antrdgen nach Art. 6 Fernlei-
tungsVO konsultiert worden. Die Vorgabe des Art. 6 Abs. 4 FernleitungsVO ist folglich eingehal-

ten.

4. Materielle RechtméBigkeit der Entscheidung

Die Entscheidung ist auch materiell rechtmaRig. Der Antrag zu 2) ist unbegriindet.

4.1. Auslegung des Antrags
Die Antragstellerin beantragt fur (G EENEEEED ihres Netzes, an denen weniger als drei

Transportkunden Kapazitdten gebucht haben und fur die —
S ic Genehmigung, keine Angaben zu monatii-

chen Mindest- und Hoéchstauslastungsraten und jahrlichen durchschnittlichen Lastflissen zu
verdffentlichen. Der Antrag betrifft folglich die Pflicht aus Anhang 3.3 Nr. 4 FernleitungsVO, der
vorsieht, dass die monatlichen Mindest- und Héchstauslastungsraten und die jahrlichen durch-
schnittlichen Lastflisse fur die letzten drei Jahre auf einer kontinuierlichen Basis zu verdffentli-

chen sind.

_in ihren Schreiben zusatziich die Nichtveréffentlichung von Angaben zur
Anzahl der Netznutzer, die an den genannten Punkten Kapazitat gebucht haben. Dies hat die
Antragstellerin jedoch nicht zum Gegenstand ihres Antrags gemacht, der sich lediglich auf die
Ausnahme von der Veréffentlichungspflicht zu monatlichen Mindest- und Héchstauslastungsra-

ten und jahrlichen durchschnittlichen Lastfliussen bezieht.
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Im Ubrigen ware ein Antrag gemaR Art. 6 Abs. 5 FernleitungsVO auf Genehmigung zur Ein-
schrénkung der Veréffentlichung von Angaben zur Anzahl der Netznutzer, die an einem Punkt
Kapazitét gebucht haben, auch unzulassig, da fur diese Informationen keine Veréffentlichungs-
pflichten aus der FernleitungsVO bestehen.

4.2. Weniger als drei Netznutzer an den entsprechenden Punkten

Eine Ausnahmegenehmigung wegen méglicher Beeintrachtigung von Betriebs- und Geschifts-
geheimnissen kommt grundséatzlich dann in Betracht, wenn weniger als drei Netznutzer an
demselben Punkt Kapazitat kontrahiert haben.

Aus der von der Antragstellerin vorgelegten Buchungsubersicht fur die einzelnen Punkte ergibt
sich, dass an den (P unkten fur mindestens ein Jahr weniger als drei Transport-
kunden Kapazitaten gebucht haben.

4.3. Marktkenntnis

Dass weniger als drei Netznutzer an demselben Punkt Kapazitat kontrahiert haben, bedeutet
jedoch nicht zwingend, dass eine Ausnahmegenehmigung zu erteilen ist. Vielmehr muss in
einem solchen Fall das geltend gemachte Geheimhaltungsinteresse gegen das Interesse der

Allgemeinheit an der Verdéffentlichung abgewogen werden.

Grundsatzlich kénnen aus veroffentlichten Daten nur dann Ruckschlisse auf Betriebs- und
Geschiftsgeheimnisse einzelner Netznutzer gezogen werden, wenn dem Markt bekannt ist,
dass an dem jeweiligen Punkt weniger als drei Netznutzer Kapazitat gebucht haben. Da die
Anzahl der Netznutzer an einem Punkt jedoch nicht veréffentlicht werden muss und grunds’étz-
lich nicht veréffentlicht wird, durfte dies dem Markt im Regelfall nicht bekannt sein. In einem
solchen Fall ist nicht ersichtlich, dass mit einer Veréffentlichung der Informationen Rickschlisse
auf Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse einzelner Netznutzer gezogen werden kénnen, so dass
eine Ausnahme von der Veroffentlichung nicht berechtigt ist. Dem antragstellenden Netzbetrei-
ber obliegt insoweit die Nachweispflicht, dass eine Wahrung der Vertraulichkeitsinteressen der
Netznutzer durch bloBe Nichtbekanntgabe der Anzahl der Netznutzer an dem jeweiligen Punkt
nicht in Betracht kommt. Werden fur einen Punkt derzeit aus Vertraulichkeitsgriinden und wegen
des anhéngigen Genehmigungsverfahrens bestimmte Informationen nicht veroffentlicht, geht die
Beschlusskammer davon aus, dass der Markt Kenntnis davon hat, dass an diesem Punkt
weniger als drei Netznutzer gebucht haben, eben weil Informationen zu diesem Punkt bislang
nicht oder nur eingeschrénkt verdffentlicht wurden. Ein Nachweis hinsichtlich der Marktkenntnis
ist in einem solchen Fall so lange nicht erforderlich, bis sich die Buchungssituation derart &ndert,
dass mehr als zwei Netznutzer an demselben Punkt buchen und folglich Informationen zu dem

relevanten Punkt zu veréffentlichen sind.
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Im vorliegenden Fall veréffentlicht die Antragstellerin fur G NS -cbcn

Kapazitatsinformationen auch informationen zu monatlichen Mindest- und Hachstauslastungsra-
ten und jahrlichen durchschnittlichen Lastflissen. Bei diesen Verdffentlichungen findet sich auch
kein Hinweis der Antragstellerin auf die Vertraulichkeit der Daten oder auf Art. 6 Abs. 5 Fernlei-
tungsVO bzw. § 20 Abs. 3 GasNZV. Da fur diese Punkte derzeit alle Informationen verdffentlicht
werden, die Anzahl der Netznutzer an diesen beiden Punkten jedoch nicht veréffentlicht wird, ist
davon auszugehen, dass dem Markt bislang nicht bekannt ist, dass an diesen Punkten weniger
als drei Netznutzer Kapazitaten gebucht haben. Die Antragstellerin hat auch nicht nachgewie-
sen, dass die Anzahl der Netznutzer dem Markt bekannt sei und dass eine Wahrung der
Vertraulichkeitsinteressen der Netznutzer durch bloe Nichtbekanntgabe der Anzahl der
Netznutzer nicht méglich sei. -in ihren Schreiben zwar vorgetragen, dass es 6ffentlich

bekannt sei, dass das an den genannten Punkten —
G . jccoch weder die Antragstellerin

noch -haben Ausfihrungen dazu gemacht, ob und warum dem Markt bekannt sei, dass
an den drei Ausspeisepunkten weniger als drei Netznutzer Kapazitaten gebucht haben. Mit
Schreiben vom 19.12.2007 ist die Antragstellerin von der Beschlusskammer zudem explizit
aufgefordert worden, einen Nachweis dafiir vorzulegen, dass der Markt Kenntnis von der
konkreten Buchungssituation hat, sofen Informationen zu dem entsprechenden Punkt bereits
verdffentlicht wurden. Dieser Aufforderung ist die Antragstellerin nicht nachgekommen. Es ist
daher davon auszugehen, dass dem Markt bislang nicht bekannt ist, dass an diesen Punkten
weniger als drei Netznutzer Kapazitaten gebucht haben und dass daher eine Wahrung der
Vertraulichkeitsinteressen der Netznutzer durch bloRe Nichtbekanntgabe der Anzahl der

Netznutzer méglich ist. Eine Ausnahmegenehmigung fur (RN

S <o mt daher nicht in Betracht. Der Antrag zu 2) ist folglich unbegriindet.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat ab Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift:
Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genugt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist
bei dem Oberlandesgericht Disseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Disseldorf)
eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fur die Beschwerdebegriindung betrdgt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der
Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verldngert werden. Die Beschwerdebegriindung muss die
Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abéanderung oder Aufhebung
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beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde

stiitzt, enthalten.

Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegriindung miissen durch einen Rechtsanwalt

unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

K. Colamct /{[é 0.

Kurt Schmidt Christian Mielke Dr. Chris M6&glin
Vorsitzender Beisitzer Beisitzer



	Beschluss
	Gründe
	Rechtsmittelbelehrung



